
U nd sie bewegen sich doch. Die
USA haben die Welthandels-

runde entgegen allen Unkenrufen
nicht abgeschrieben. Im Wahljahr
2004 demonstriert Chefunterhänd-
ler Robert Zoellick, dass Washing-
ton dem Multilateralismus nicht
vollends den Rücken kehrt. Auch
die EU ist mittlerweile aus dem
Winterschlaf erwacht. Handelskom-
missar Pascal Lamy hatte bereits
vergangene Woche einen Weckruf
nach Genf gesandt.

Die Mobilität der Elefanten in
der Doha-Runde bietet indes noch
keine Garantie für einen fristgerech-
ten Abschluss der Handelsgesprä-
che in diesem Jahr. In Genf muss
man sich erst mühsam über neue
Posten verständigen. Und inhalt-
lich sind sich die Kontrahenten seit
dem Scheitern der Konferenz von
Cancún kein Jota näher gekommen.

Doch die einst starren Positio-
nen weichen allmählich auf. Das ist
auch bitter nötig. Nur wenn USA
und EU den Entwicklungsländern

mehr Flexibilität signalisieren,
wächst deren Bereitschaft, an den
Verhandlungstisch zurückzukeh-
ren. Die USA verfahren allerdings
wieder einmal nach dem Grundsatz
„beggar my neighbour“. Während
sie von der EU die Eliminierung der
Agrarbeihilfen verlangen, ist ihre ei-
gene Verzichtsbereitschaft nicht an-
nähernd so ausgeprägt. Den Abbau
von Industriezöllen macht Was-
hington gar vom Erfolg beim Agrar-
paket abhängig.

Nehmen USA und EU ihre Ver-
antwortung für den Abbau von glo-
balen Handelsbarrieren tatsäch-
lich ernst, müssen beide mehr Mut
zu schmerzlichen Einschnitten zei-
gen. Sonst verläuft die Doha-
Runde im Sande. Die Weltwirt-
schaft jedenfalls kann alle erdenkli-
chen Impulse vertragen. Nur wenn
sich die Zollschranken zügig öff-
nen, stabilisiert sich der zaghafte
Aufschwung. Selbst ein „Doha
light“ ist besser als eine verkorkste
Welthandelsrunde. cr

E s ist wieder modern, über In-
novation zu reden. Nachdem
sich die Politik, wie der Re-

formstau belegt, selbst jahrelang in
Innovationsverzicht geübt hat, will
man jetzt mit Innovationsprogram-
men anderen auf die Sprünge hel-
fen. Das entspricht dem Zeitgeist.
Über nichts ist derzeit so schnell Ei-
nigkeit zu erzielen wie über die
Notwendigkeit zur Innovation. Die
heutige Konjunkturkrise macht
Versäumnisse von gestern sichtbar.
Der internationale Wettbewerb
und das Wegbrechen von Märkten
erhöhen den Druck.

Nachdem Innovationen in den
letzten Jahren verschoben worden
sind, solange es ging, und Bestands-
sicherung sowie Rationalisierung
betriebliches Handeln bestimmt ha-
ben, suchen Firmen jetzt nach We-
gen, entstandene Lücken zu schlie-
ßen. Dies kreuzt sich mit dem gut
gemeinten Bemühen der Politik, In-
novationen zu fördern. Orientiert
an vermeintlichen Zukunftstechno-
logien soll durch Technologieförde-
rung von EU, Bund und Ländern
die Entwicklung neuer Produkte,
Dienstleistungen und Verfahren an-
gestoßen werden. Die Festlegung
der „richtigen“ Technologiefelder
für den Bedarf von morgen, die
heute noch keiner kennt, wird da-
bei Räten und Kommissionen über-
tragen. Inhaltlich gesteuert durch

Institutionen, die selbst von den
Förderprogrammen profitieren,
macht der Staat selektiv einzelne
Technologiepfade mit Subventio-
nen attraktiv und lenkt so – unter
Ausblendung der diskriminieren-
den Wirkung für die Entwicklung
alternativer Problemlösungspoten-
ziale – weite Bereiche der Wirt-
schaft auf die gleichen Felder.

Im Ergebnis sind zwar in vielen
Technologiebereichen For-
schungs- und Entwicklungsszena-
rien entstanden, die exzellentes
Wissen erzeugen, das in einer Insi-
derszene Aufsehen erregt, aber
kaum zu neuen Produkten, Dienst-
leistungen oder Verfahren führt. In
Deutschland erarbeitete technolo-
gische Potenziale kommen nicht
oder erst über den „Umweg“ Japan
oder USA verzögert zur Anwen-
dung. Das mündet dann in der öf-
fentlich beklagten Umsetzungslü-
cke vorliegender Forschungsergeb-
nisse. Ohne sich davon in seiner an-
gebotsorientierten Technologieför-
derung beirren zu lassen, versucht
man, den Übergang neuer Techno-
logien in unterschiedliche Anwen-
dungsfelder durch ein in Deutsch-
land unübersichtlich gewordenes
Transfersystem, das inzwischen
große Teile der Mittel zur Innovati-
onsförderung bindet, zu forcieren.

Mit diesen Reparaturmaßnah-
men bemüht man sich also, das zu

heilen, was in einer technologiezen-
trierten Innovationsförderung ver-
säumt wurde: Technologieentwick-
lung und -anwendung zusammen-
zubringen.

Aber auch die Effekte der milliar-
denschweren Transferbemühungen
bleiben weit hinter den Erwartun-
gen zurück. Die einfache Übertra-
gung von Technologie in neue Pro-
dukte, Dienstleistungen oder Verfah-
ren ist der absolute Grenzfall. Die er-
folgreiche Umsetzung neuer Tech-
nologien in unterschiedlichen An-
wendungsfeldern setzt erhebliche
Anpassungsentwicklungen und die
Lösung umfangreicher Integrations-
probleme bei Fertigungstechnolo-
gien, Personal- und Organisations-
strukturen, Kunden- und Zuliefer-
systemen voraus. Die Erfahrungen
mit Toll Collect demonstrieren dies
gerade eindrucksvoll.

Innovation ist nicht das Schlie-
ßen technologischer Lücken oder

der Abbau einer Technologiehalde
durch ein extensives Transfersys-
tem. Innovationen gleichen kom-
plexen Umbauprozessen, in denen
neue Lösungen entwickelt, bishe-
rige Problemlösungen in Frage ge-
stellt, bestehende Fertigungstech-
nologien obsolet, Mitarbeiterkom-
petenzen entwertet, Besitzstände
gefährdet und Marktbeziehungen
völlig neu geordnet werden. Inno-
vation reduziert sich nicht auf tech-
nisch-naturwissenschaftliche Er-
kenntnisgewinnung, sondern setzt
zahlreiche Parallelentwicklungen
im Innovationen anbietenden und
aufnehmenden Unternehmen vo-
raus.

Basis für die erfolgreiche Gestal-
tung solcher Innovationsprozesse
ist vor allem die Kompetenz, welt-
weit entstehendes Wissen in neue
Produkte, Dienstleistungen oder
Verfahren zu überführen und deren
Umsetzung mit den jeweiligen An-
wendungsfeldern zu verknüpfen.
Nur wenn es gelingt, wirklich prä-
ventiv eine derartige Kompetenzent-
wicklung zu betreiben, das heißt,
das mit der Technologieumsetzung
und -anwendung befasste Personal
sowohl auf der ausführenden als
auch auf der Führungsebene recht-
zeitig auf entsprechende Neuerun-
gen vorzubereiten, ergibt es einen
ökonomischen Sinn, sich überhaupt
mit Innovation zu befassen.

Dass dies in der Vergangenheit
nur unzureichend gelungen ist, bele-
gen Green-Card-Debatten, die nur
als Zugeständnis gewertet werden
können, dass man zwar technologi-
schen Anschluss im Bereich der In-
formations- und Kommunikations-
technologie gewonnen hat, aber
nicht über die breite Kompetenz zur
Anwendung verfügt. Technologieför-
derung und Kompetenzaufbau wer-
den künstlich getrennt. Auch der Ver-
such, mit ein paar Eliteuniversitäten
diese Lücke zu schließen, ist zum
Scheitern verurteilt. Für eine echte
Innovationspolitik, die nicht nur
Technologien fördern will, ist der
Kompetenzaufbau in die Innovations-
förderung zu integrieren.

Will man die Begrenzungen einer
technologiezentrierten Innovations-
förderung überwinden, sind mindes-
tens zehn Prozent der in Technologie-
programmen zur Verfügung stehen-
den Mittel für den Aufbau von An-
wendungs- und Umsetzungskompe-
tenz vorzusehen. Und dabei geht es
aber nicht um die Förderung von
Alibi-Veranstaltungen zur Weiterbil-
dung, die sich zwar gut ausweisen
und damit auch kontrollieren lassen,
aber in Innovationsprozessen nur be-
grenzt wirksam sind. Denn sonst be-
stehen kaum echte Chancen, im Inno-
vationswettbewerb bestehen und ver-
lorenen Boden zurückgewinnen zu
können.

J etzt haben wieder einmal die Ju-
risten das Wort – ob bei Parma-

lat, Tyco, Enron, ob bei Worldcom
oder der New Yorker Börse. Jeder
neue Skandal, jede neue Betrüge-
rei lässt die investierende und inte-
ressierte Öffentlichkeit fragend
und ein wenig fassungslos zurück:
Wie konnte das passieren? Wie –
obwohl doch die Gesetze und Be-
stimmungen nach den jeweils letz-
ten Skandalen „wasserdicht“ ge-
macht wurden? Wie – obgleich die
Strafen heute auch Freiheitsentzug
vorsehen? Die Antwort: Ethik, Mo-
ral – oder der Mangel derselben.

Zugegeben: Unternehmen, ihre
Manager und ihre Angestellten, le-
ben in einem schwierigen Span-
nungsfeld. Der Zweck einer jeden
kommerziellen Unternehmung ist
schließlich die Gewinnerzielung.
Weder an der Börse noch im inter-
nen Beförderungswettstreit wer-
den Preise verteilt für vorbildli-

ches moralisches, ethisches Han-
deln. Die großen Vermögen der Ro-
ckefellers, der Krupps und anderer
wurden schließlich auch nicht mit
Samthandschuhen aufgehäuft.

Und doch werden ethische
Werte auch in Firmen immer wich-
tiger. Sie könnten – wenn wirklich
ernst genommen – bald der einzig
halbwegs verlässliche Schutz ge-
gen Betrügereien sein. Der Gesetz-
geber läuft mit neuen Regelungen
den Ereignissen ohnehin hinter-
her. Schützen können aber vorge-
lebte, allseits akzeptierte ethische
Verhaltensrichtlinien. Sie müssen
allerdings vom Management auch
als gewollter Leitfaden im Unter-
nehmen durchgesetzt und dürfen
nicht nur – wie so oft – als Abwehr
gegen Gesetze eingeführt werden.
Richtig ist: Ethisches Verhalten in
Unternehmen trägt kurzfristig
nicht zum Gewinn bei. Aber es si-
chert langfristig das Überleben.

EURO

Schmerzgrenze erreicht

M itte Juli 2002 bereitete
US-Finanzminister Paul
O’Neill ein Gespräch mit

Vizepräsident Dick Cheney vor, in
dem er Vorschläge für einen ratio-
nalen Entscheidungsprozess ohne
Polit-Taktik machen wollte. Seinen
Erfahrungen nach las Präsident
George W. Bush nicht einmal die
kurzen Memos, die er ihm schickte.
„Ich bin meinem Instinkt gefolgt“,
begründete Bush sein Handeln. Im
wöchentlichen Vier-Augen-Ge-
spräch mit Cheney saß Bush oft
eine Stunde lang da, ohne ein Wort
zu sagen. In Meetings stellte er sel-
ten Fragen. „Ich kann das nur so be-
schreiben: Der Präsident wirkt wie
ein Blinder in einem Raum voller
Tauber“, sagte O’Neill.

Seit der Amtseinführung des Prä-
sidenten machte O’Neill sich Sor-
gen über ein zu wenig professionel-
les Regierungsmanagement. „Man
kann nicht einfach aus Instinkt he-
raus handeln, dann macht man zu
viele Fehler“, sagte O’Neill dem Vi-
zepräsidenten.
„Wir müssen die
Parteipolitik stär-
ker aus unseren
Entscheidungen
heraushalten“,
drängte er ihn.
Cheney nickte nur
und dankte
O’Neill „für seine
klaren Einsich-
ten“.

Am Sonntag,
den 10. Februar
2002 waren
O’Neill und Notenbankchef Alan
Greenspan bei Cheney zum Lunch
eingeladen. Es ging um die Pro-
bleme der Stahlindustrie und den
Import von Billigstahl: Es gebe
Wege, sagte O’Neill, die US-Herstel-
ler und die Stahlerzeuger anderer
Länder dazu zu bringen, ihre Über-
kapazitäten abzubauen.

Doch eine andere Meinung war
im Vormarsch – danach ging es
beim Stahl vor allem um Politik. Po-
litische Schulden waren zu tilgen.
Während der Wahlkampagne hatte
Cheney den Stahlarbeitern in West
Virginia sein Wort gegeben. Karl
Rove, der Politische Direktor des
Weißen Hauses, blickte auf die be-
vorstehenden Kongresswahlen.
Beide neigten dazu, hohe Strafzölle
auf Importstahl zu verhängen.

O’Neill und Greenspan sagten
beide, dass der Konsens zwischen
Republikanern und Demokraten
über den Freihandel eine der gro-
ßen Errungenschaften der vergan-
genen Dekade war. Importzölle
könnten gegen die Vorschriften der
Welthandelsorganisation versto-
ßen. O’Neill sagte, dass Zölle der
US-Industrie mittelfristig wenig
helfen würden. Cheney hielt mit sei-
ner Meinung zurück und sagte nur:
„Wir werden unsere Entscheidung
treffen.“

Am Nachmittag des folgenden
Tages eröffneten Handelsbeauftrag-
ter Robert Zoellick und Handelsmi-

nister Don Evans die Debatte im La-
geraum des Weißen Hauses. Der
US-Handelsausschuss hatte Import-
zölle vorgeschlagen. Zoellick
machte verschwommene Bemer-
kungen über „die politischen Reali-
täten“, die man nicht aus den Au-
gen verlieren dürfe. Evans dagegen
widerlegte die Argumente der
US-Stahlproduzenten, wonach Im-
porte die Preise drückten, und
fügte hinzu: „Wir müssen unseren
Prinzipien treu bleiben.“ Dann
brach eine allgemeine Debatte los.

Sicherheitsberaterin Condo-
leezza Rice stellte fest: „Wir sind ge-
spalten.“ In Wirklichkeit waren au-
ßer Cheney und Zoellick praktisch
alle gegen die Importzölle. Außen-
minister Colin Powell ergriff das
Wort: „Warum denken wir über-
haupt daran, Zölle zu verhängen?
Ich habe gute Gründe dagegen ge-
hört, aber keine guten Gründe, die
dafür sprechen.“

Schließlich schaltete Cheney
sich ein. Er räumte ein, dass die Im-

porte wieder rück-
läufig und einige
US-Hersteller
wettbewerbsfähig
seien – Argumente
gegen Zölle. Dann
aber sagte er, das
Statut für Straf-
zölle sehe ja vor,
„dass wir sie in 18
Monaten überprü-
fen können“.

Das wäre nach
den Zwischenwah-
len zum Kongress.

Im März verhängte die Regierung
tatsächlich die Importzölle.

Nach den Kongresswahlen be-
gannen im November 2002 in der
Regierung Überlegungen, wie wäh-
rend der zweiten Hälfte von Bushs
Amtszeit die Konjunktur gestärkt
werden könne. Vorschläge für Steu-
ersenkungen, die O’Neill heftig ab-
lehnte, kamen wieder hoch. Che-
ney sagte im Gespräch mit O’Neill,
eine niedrigere Dividendensteuer
könne die Wirtschaft stimulieren.
O’Neill hielt scharf dagegen: „Wir
steuern auf eine Finanzkrise zu.“
Steigende Defizite gefährdeten die
wirtschaftliche und finanzielle Sta-
bilität.

Cheney fiel ihm ins Wort: „Rea-
gan hat bewiesen, dass Defizite
keine Rolle spielen.“ O’Neill war
sprachlos. Er kannte Cheney seit
dessen Jugend und hätte eine sol-
che Äußerung nicht für möglich ge-
halten. Cheney fuhr fort: „Wir ha-
ben die Zwischenwahlen gewon-
nen, jetzt sind wir die Steuersen-
kung schuldig.“ Anfang Januar
schlug die Regierung vor, die Divi-
dendensteuer abzuschaffen.
O’Neill war nicht mehr dabei: Am 5.
Dezember erhielt er einen Anruf
von Cheney, in dem dieser ihm mit-
teilte, dass er gefeuert war.

Auszug aus Ron Suskinds Buch über die
Bush-Regierung „The Price of Loyalty“,
das heute erscheint.

WELTHANDEL

Doha light

Bottom-Line

D ie Schmerzgrenze Europas ist
erreicht. Bei einem Euro-Kurs

knapp unter der Marke von 1,30 Dol-
lar gab der Präsident der Europäi-
schen Zentralbank, Jean-Claude Tri-
chet, gestern erstmals offiziell das
Missfallen Europas über die
Euro-Aufwertung kund. Bisher ha-
ben die Europäer die Dollar-Abwer-
tung als unvermeidlich hingenom-
men, weil sich anders eine Eindäm-
mung des extrem hohen US-Han-
delsbilanzdefizits nicht bewerkstel-
ligen lässt.

Man kann die Äußerungen Tri-
chets und anderer, vor allem franzö-
sischer Politiker aus den letzten Ta-
gen als Begleitmusik zu den Ver-
handlungen um das Abschlusskom-
muniqué für das nächste Treffen
der Finanzminister und Notenbank-
chefs der G7 in Miami Anfang Fe-
bruar verstehen. In den Verhandlun-
gen im Vorfeld dürfte es für Europa
darum gehen, die Beteiligung der
USA an Bemühungen zur Stabilisie-
rung des Dollar-Kurses zu errei-

chen. Solange jedoch nur die euro-
päische Konjunktur auf dem Spiel
steht und es keine für die USA ge-
fährlichen Turbulenzen an den Ak-
tien- und Rentenmärkten gibt, wird
das allerdings schwierig werden.
Denn immer wieder hat die US-Re-
gierung die Europäer gemahnt,
selbst mehr für die Belebung des
Wachstums zu tun und sich nicht
auf die inzwischen überforderte
Konjunkturlokomotive USA zu ver-
lassen – mit einigem Recht.

Denn obwohl die Konjunktur in
der Euro-Zone in schlechterem Zu-
stand ist als die der USA, hat sich
die Europäische Zentralbank bisher
mit Zinssenkungen sehr viel zurück-
haltender gezeigt als ihr US-Pen-
dant. Mit Rücksicht auf den Stabili-
tätspakt haben die Finanzminister
auf massive Fiskalimpulse à la USA
verzichtet. Ohne ein Zinszugeständ-
nis von der EZB wird sich die
US-Regierung daher kaum zu kon-
zertierten Interventionen am Devi-
senmarkt gewinnen lassen.  noh

US-REGIERUNG

Instinkt-Politik
Von RON SUSKIND

Bernd Kriegesmann
ist Leiter des Instituts
für angewandte
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in Bochum und
Professor für
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E s brauchte eine Bühne, damit
ein Kontinent auf seine neue
Rolle aufmerksam machen

kann. Das heutige Treffen der Ame-
rikas in Mexiko ist die erste Veran-
staltung, bei der sich ein neues Süd-
amerika zeigen kann. Der Wand-
lungsprozess findet zwar schon län-
ger statt, aber mehr oder weniger un-
ter Ausschluss der Weltöffentlich-
keit.

Doch der Wandel Südamerikas
ist grundlegend und gilt sowohl für
die Politik als auch für die Wirt-
schaft. Abgeschlossen ist der Pro-
zess noch lange nicht, aber einige
neue Wesenszüge lassen sich be-
reits erkennen. Für alle gilt: Das
Selbstbewusstsein des Kontinents
ist gewachsen. So kehrt Südameri-
kas Wirtschaft derzeit bewusst und
strategisch zu ihren Wurzeln zu-
rück: Nach einigen Dekaden vergeb-
licher Versuche, die Industrienatio-
nen einzuholen, wird der Kontinent
wieder zum Rohstofflieferanten der
Weltwirtschaft. Heute sind Agroin-
dustrie und Bergbau die dyna-
mischsten Ausfuhrbranchen des
Kontinents.

Dieser Wandel von der binnenori-
entierten Wirtschaftsentwicklung
zu den Exportmärkten geschieht so
rasant, dass er einer Revolution
gleicht. Zu besichtigen ist sie nicht
in den Städten und Finanzzentren,
sondern in den Provinzen, auf dem
flachen Land, am Rande des Regen-
walds und in entlegenen Andenre-
gionen – was auch der Grund dafür
ist, dass die neue Rolle in der Welt-
wirtschaft bisher auch in Südameri-
kas Metropolen selbst kaum wahrge-
nommen wird.

Es sind nicht mehr die verschlafe-
nen Haziendas oder Menschen fres-
senden Minen, die die Rohstoffe lie-

fern. Es sind moderne, hochkapitali-
sierte Unternehmen, die den stei-
genden Weltbedarf an Rohstoffen
kostengünstigst decken können.
Fast alle Märkte für industrielle Roh-
stoffe können südamerikanische Be-
triebe beliefern, und sie sind trotz
der Entfernung von den Kunden, ge-
messen an der Konkurrenzfähig-
keit, in der internationalen Spitzen-
gruppe.

Die Lobbyisten aus den USA und
Europa schaudert es, wenn sie die
niedrigen Produktionskosten der
Südamerikaner betrachten. Die
Wirtschaft reagiert dynamisch:
Bergbaukonzerne, Trader und Zulie-
ferer investieren massiv in der Re-
gion, um dort ein Standbein zu besit-
zen. Zu Hilfe kommen den Südame-
rikanern die veränderten Handels-
ströme auf den Weltmärkten für
Rohstoffe. So hat mit China ein
neuer Akteur den Weltmarkt für
Rohstoffe betreten. Das Reich der
Mitte ist für Brasilien und Argenti-
nien, aber auch für die Andenländer
im vergangenen Jahr erstmals zum
wichtigen Exportziel geworden –
fast innerhalb weniger Monate.

Auch wenn der neue Warenaus-
tausch innerhalb des Südens den
Rohstoffexport nach Norden nicht
ersetzt, so ist er doch eine wichtige
neue Strömung im Welthandel. So
ist es kein Zufall, dass beim Welthan-
delstreffen in Cancún die Entwick-
lungsländer unter Führung von Bra-
silien, Indien und China als G22 den
Industrieländern die Stirn boten.

Dieses neue Selbstbewusstsein
Südamerikas in der Außenpolitik ist
vor allem im Verhältnis zu den USA
spürbar: Sei es die Kritik von den
sonst gegenüber den USA loyalen
Staaten wie Chile am Irak-Krieg, der
von Brasilien angeführte Wider-

stand gegenüber den nordamerika-
nischen Interessen im Rahmen der
Freihandelszone der Amerikas
(FTAA), Argentiniens harte Ver-
handlungsposition gegenüber dem
IWF oder der offene Widerstand ge-
gen die Anti-Drogen-Politik der
USA in Bolivien – in den neunziger
Jahren wären solche Positionen un-
denkbar gewesen.

Ob Südamerika sein neues Selbst-
bewusstsein auf stabile Funda-
mente setzen kann, entscheidet sich
in Brasilien. Genauer: am ehemali-
gen Hungerflüchtling, Schlosser, Ge-
werkschaftsführer und heutigen Prä-
sidenten Luiz Inácio Lula da Silva.
Nur wenn es Lula gelingt, seine libe-
rale Wirtschaftspolitik mit einer er-
folgreichen Sozialpolitik zu kombi-
nieren, hat das chronische Krisen-
land Brasilien eine gute Chance, wei-
terhin der Stabilitätspol in einer un-
ruhigen Region zu sein. Denn poli-
tisch zweifelhafte Abenteuer wie
die von Chávez in Venezuela oder
möglicherweise auch Kirchner in
Argentinien lassen sich in Schach
halten, wenn die Regierung der mit
Abstand größten Ökonomie der Re-
gion vormacht, wie sich der Spagat
zwischen marktkonformen Refor-
men und Sozialpolitik vollbringen
lässt.

Ob Lula das gelingt, ist völlig of-
fen. Auf Hilfe aus dem Norden kann
Brasilien wie der Rest des Konti-
nents kaum rechnen. Entgegenkom-
men der USA – oder auch Europas –
bei der Marktöffnung oder durch so-
ziale Ausgleichsfonds stehen nicht
auf der Tagesordnung. Lulas Mis-
sion ist deshalb schwierig. Sicher ist
nur: Scheitert er, dann dürfte sich
auch Südamerikas neues Selbstbe-
wusstsein – wieder einmal – in Luft
auflösen.

DER ÖKONOMISCHE GASTKOMMENTAR

Ein komplexer Umbauprozess
Eine nur auf Technologieförderung reduzierte Innovationspolitik greift zu kurz

LATEINAMERIKA

Neues Selbstbewusstsein
Von ALEXANDER BUSCH

ZITAT DES TAGES

„
Inmeinem

Ministerium darf jeder
das tun,
was ich will.

“
Otto Schily,

Bundesinnenminister, bei der Tagung des
Beamtenbundes in Bad Kissingen.

Für US-Vizepräsident
Cheney ging es bei

Stahlzöllen und
Steuern mehr um die
Parteipolitik als um

die Wirtschaft.

Von THOMAS KNIPP
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